Beratungen VSAV/ASTO/ASTU

Tod des Mündels während der Rechtsmittelfrist nach Errichten der Massnahme

Problem- und Fragestellung

Die Vormundschaftsbehörde S. hat eine Beistandschaft auf eigenes Begehren errichtet. Noch vor Ablauf der Beschwerdefrist ist jetzt die Person verstorben. Dazu zwei Fragen: die wir aus den entsprechenden Literaturen nicht sofort selber zu beantworten vermögen:

1. Ist die Massnahme rechtlich zu Stande gekommen?

2. Ist die Akte/das Verfahren bei der Vormundschaftsbehörde formlos eingestellt/beendet, oder braucht es einen formellen Aufhebungsbeschluss?

Erwägungen

1. Die Massnahme ist rechtsgültig errichtet, wenn das örtlich und sachlich zuständige Organ die Massnahme für eine noch lebende Person errichtet hat. Wäre die Person vor der Beschlussfassung verstorben, wäre der Beschluss ungültig, weil das schutzbedürftige Subjekt fehlt.
 
2. Der Tod bewirkt wie das Erreichen der Mündigkeit von Gesetzes wegen den Hinfall der vormundschaftlichen Massnahme. Das bedeutet, dass es keines Aufhebungsbeschlusses der Vormundschaftsbehörde bedarf.


3. Weil es sich wie geschildert verhält, erscheint in der Statistik eine Anordnung und ein Hinfall der Massnahme, da die Dauer der Massnahme statistisch keine Rolle spielt. Es stellt sich nur noch die Frage, was Vormundschaftsbehörde und Beistand zu tun haben. Streng formal müsste auf den Zeitpunkt der Massnahmenerrichtung ein Inventar erstellt und die Verantwortung dafür übernommen werden, was zwischen Massnahmenerrichtung und Hinfall vorgefallen ist. Ein solches Vorgehen erschiene mir in diesem Fall nicht nur unverhältnismässig, sondern es dürfte auch nicht praktikabel sein, weil die VB die Vermögen noch nicht in Verwahrung hat, sie aber auch nicht mehr in Verwahrung nehmen kann, weil nun die Erben berechtigt sind. Es ist etwas anderes beim Tod einer verbeiständeten Person, deren Vermöhgen schon in Verwahrung der Behörde sind, weil dort die Erben erst verfügen können, wenn der Schlussbericht mit Schlussrechnung genehmigt sind (H.M. Riemer, Herausgabe vormundschaftlicher Depots an die Erben verstorbener Mündel,  ZVW 1997 S. 121). 

Ich empfehle Ihnen in derartigen Fällen, der VB den Tod des Mündels zur Kenntnis zu bringen und sie zu ersuchen, auf die Aufnahme eines Inventars und die Ablage eines Schlussberichts zu verzichten und dies den Erben zu eröffnen. Es liegt dann an den Erben, allfällige Verantwortlichkeiten gegenüber der Behörde im Sinne von Art. 426 ZGB (z.B. wenn eine vorläufige Fürsorge nötig gewesen wäre, diese aber unterlassen wurde) anzumelden.

 

Mit freundlichen Grüssen

 

Kurt Affolter

HSA Luzern

Kurt Affolter, Dozent/Projektleiter 
25. April 2002







